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lief 28. Deutsche Krankenkassentag.
Unter starker Beteiligung von Vertretern aus allen Gauen

Deutschlands tagte arn 27. und 28. Juli in Hamburg der

28. Deutsche Krankenkassentag.
Die Tagung wurde am 27. Juli von Herrn Staatsminister a. D.

Kirchhof eröffnet, der lebhaft bedauerte, daß der Verbands-

»rsitzende, Präsident Fräßdorf durcii schwere Krankheit ver-

ndert sei, den Vorsitz zu führen. Als Ehrengäste waren u. a.

..rtreter des Senats und der Hamburger Bürgerschaft, des

_

ichsarbeitsministeriums, des Reichsversicherungsamtes, des

!_nisters für Volkswohlfahrt, der sächsische Arbeitsminister

»siier und Vertreter der österreichischen Krankenkassen-
...bände anwesend.

In das Präsidium wurden dann neben Herrn Kirchhof
dk Herren Lan z- Hamburg und Stadtrat A h r en s-Berlin

gjwählt.
Dtn ersten Vortrag hielt Herr Ministerialdirektor G r i e s e r

aber den Umbau der Sozialversicherung.
Dem Vortrage lagen folgende Leitgedanken zugrund v.

1. Üei Währungsverfall brachte auch der Arbeiter- und Angestellten-

vcrMCheruug den Niedergang des Vermögens und eines Teiles der Leistungen.
Mit der Befestigung der Mark begann unter billiger Rücksicht auf die ge-

Owächtc Wirtschaft die Rekonstruktion der Leistungen und Beiträge, die

\ ireinfachung in Verwaltung und Verfahren.

Dit Umstellung gelang rasch den Krankenkassen vermöge ihrer Be¬

weglichkeit und zähen Lebenskraft trotz starker Beitragsverlusre infolge Er¬

werbslosigkeit und Kurzarbeit und trotz Ueberteuerung der Sachleistungen.
Neue Beschlüsse des Reichtags haben jetzt auch die familienwochenhilfe

wiederhergestellt.

Die Invalidenversicherung wurde, da in der Rentenzahl ein gewisser Be-

h..rrungszustand erreicht ist. auf Umlagevtrtahren aufgebaut und durch

1 ..stenausgleich gesichert. Ab i. August erhält der Invalide tür sich und

rwd versorgungsberechtigte Kinder die monatliche Rente von 20 Ooldrnark;
dk Witwen- und Waisenrenten liegen über Friedensgrenze.

In der Angestelltenversicherung war dic Aufwertung durch dic verhältnis¬

mäßig geringe Zahl der Rentenempfänger erleichtert. In der ganzen Renten-

«ersieberung läuft jetzt das Heilverfahren im Umfang des Jahres 1921.

in der Unfallversicherung steht die Wiederherstellung der Renten un¬

mittelbar bevor. Nach einem Gesetzentwurf werden die Unfallrenten aus der

Zeit sicherer Goldwährung in ihrem ursprünglichen Werte erneuert, Renten

aus der Zeit des Währungsverfalles nach dem Verdienste gleichartiger Ar¬

beiter berechnet. In der Zwischenzeit erhalten Schwerverletzte Sonderzulagen»
üie Rekonstrtktion führt die Renten allmählich wieder auf den früheren

Stand. An dtr Kaufkraft gemessen, sind die Leistungen niedriger als in der

Vorkriegszeit. Im Saargebiet kämpfen aber unsere Leidensgenossen immer

noch um die Gleichstellung mit den Leistungen im Reiche.

2. Gegenwartsaufgabe ist Behauptung des wiedergewonnenen Besitzstandes

gegen Abbauversuche von Wirtscbaftsvertretern und SteuererUndern. Urne

verarmte Wirtschaft kam die Versicherung in ihren Formen und Qrenzen

verändern ihren Bestand aber nicht in Frage stellen. Sozialversicherung ist

wesentlicher Bestandteil des Lohnsystems, Lohnsparzwang und Risikoaus-

gltich, öffentlich-rechtliche Verwaltung von Lohnteilen und Rückerstattung bei

Kiimkheit. Invalidität und Tod, ein'unentbehrliches Mittel zur Sicherung von

Lohn für dic unvermeidlichen Wcchselfille im Leben der Arbeiter und An¬

gestellten.

Ver$icherungs*bbau ist Lohndruck an empfindlicher Steile, steigert die

soziale Not der Arbeiter und Angestellten, beiastet die Försorgcvcrbände und

biingt Unternehmern, Verbrauchern oder Steuerkufen nur scheinbaren Nutzen.

In der Sozialversicherung findet die Lohnforderung ihren letrten Ausgleich,

die Arbeitskraft und Volksgesundhcit den wirksamsten Schutz.

3. Die Zukunftsaufgabe besteht nicht in der Jagd nach unklaren Zielen

mit nicht übersehbaren Lasten für die Wirtschaft und Versicherungsträger.

Schon in der bloßen Forderung allgemeiner Staatsfürsorge liegt eine augen¬

blickliche Oefahr für deu Bestand der Sozialversicherung; das unsichere

Bessere darf nicht der Feind des sicheren Outen werden.

Pur cie Sozialversicherung ist der Versicherte nicht für seine Person

allein, sondern als Mensch mit eigenartigen Verhältnissen und Bedürfnissen

Gegenstand der Sorge. Daher soziale Umgestaltung der Leistungen, insbeson¬

dere Pflicht zur Bemessung des Krankengeldes und der Unfallrente nach dem

Familienstände des Versicherten. Pflicht zur beschränkt freien Kur und

Arznei für Angehörige der Versicherten.

Wegen der Oefahr des Siechtums verlangt die Bevölkerungspolitik die

Umwertung der VersichercngsJcistingen. Den Sachleistungen — Gesundheits¬

pflege, Heilbehandlung und Berufsfürsorge — gebührt die beherrschende Stel-

Jrrg. Wie dit Berufsgenossenschaften und die Versicherungsanstalten die

Geldleistungen der Krankenversicherung fortsetzen, so soll durch eine ähn¬

liche Verzahnung der ungestörte Fortgang des Heilverfahrens in den geeigneten
Füllen gesetzlich gesichert werden. Daher Pflicht zur Frühbehandlung be¬

stimmter Fälle in der Unfallversicherung und Pflicht zu rechtzeitigem Heil¬

verfahren bei Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten in der Invaliden- und

Angestelltenversicherung. Die vorhandenen Heilstätten bilden ideelles Ge¬

meingut der versicherten Bevölkerung, unbeschadet der Rücksicht auf örW

liehe Verhältnisse.

Ohne Lastenausgleich keine Freizügigkeit in der Krankenversicherung.

Bei Fortdauer der Dreiteilung in der Sozialversicherung Zusammenfassung der

Kräfte für gemeinschaftliche Aufgaben, insbesondere auf dem Gebiete des

Heilverfahrens und der Wochenhilfe.

Der Vortragende kennzeichnete die Entwertung der Kranken¬

versicherung im Jahre 1923. Dem Niedergang der Kapitalver¬

mögen konnte die Sozialversicherung sich nicht entziehen und

viele angeblich Trauernde hatten schon gehofft, daß sie nicht

wieder auferstehen würde. Der Ruhepunkt, den die Mark er¬

reicht hatte, wurde aber auch der Sozialversicherung zu einer

Grundlage neuen Lebens. Mit vorbildlichem Eifer sind die Ver¬

sicherungsträger an die Rekonstruktion der Leistungen gegangen.

Die gesamten Versicherungsträger bringen insgesamt 1,3 bis 1,4

Milliarden Goldmark an Beiträgen im Jahre auf. Auf die
Krankenversicherung entfallen dabei allein 750 Millionen Gold¬

mark. Diese Beträge werden sofort in Leistungen umgesetzt.

Eine Entlastung des Versicherungskontos bedeutet weiter nichts

als eine Belastung des Lohnkontos. Auch der Einwand, daß

eine verarmte Wirtschaft sich die „teure44 Sozialversicherung

nicht mehr leisten kann, ist abzuweisen. Es kann keine Rede
davon sein, die Sozialversicherung Steuer- i nd führerlos der

Wirtschaft preis2ugeben. Erst in der Sozialversicherung findet

der Lohn seinen gerechten Ausgleich. In großen Zügen zeichnete

dann der Redner die Wege, die zum zukünftigen Umbau der

Sozialversicherung führen. Grundsätzlich sei daran festzuhalten,

daß die G e m e i n sc h a f t s k a s se die ideale Form der

Krankenversicherung sei. Wenn- sich dieses Ideal vielleicht aus

politischen und wirtschaftlichen Gründen nicht verwirklichen

lasse, so müsse doch durch einen gerechten Lastenausgleich
dafür gesorgt werden, daü auch die Sonderkasseu zu

einem Gemeinschaftsgefühl erzogen werden. Für die

Leistungen forderte der Redner Abstufung nach dem Familien¬

stande und Ausbau des vorbeugenden Heilverfahrens. Eine en¬

gere Zusammenarbeit der Kranken-, Invaliden- und Unfallver¬

sicherung sei erforderlich. Die Sozialversicherung habe die Auf¬

gabe, den Pflichtmenschen zum Gemeinschaftsmenschen zu er¬

ziehen.

In der Aussprache wandte sich Landtagsabgeordneter G r a f-

Pforzheim scharf gegen die sogenannten Berufskassen. Er be¬

dauerte, daß die Regierung dic Ermächtigungsgesetze nicht dazu

benutzt habe, um hier gründlicii Ordnung zu schaffen. Er lehnte

die Neugründung von Berufs- und Betriebskrankenkassen ab.

Die beste Aufklärung und Sicherung der Leistungen erblickte er

in einem vorbildlichen Ausbau der Allgemeinen Ortskranken¬

kassen.

Der folgende Redner, Herr H e i 1 m a n n - Magdeburg, unter¬

strich diese Ausführungen noch besonders. Die Versammlung

nahm darauf folgende Entschließungen an, die alle Bestrebungen

auf Zulassung neuer Ersatzkassen scharf zurückweisen uud sich

gegen den Abbau der Versicnerungsleistnngen wenden:

a) ».Krankenversicherung und Ersatzkassen.

Die besonders in der Krankenversicherung vorherrschende weitgehende

Zersplitterung der Organisation bedeutet ein schweres Hemmnis in der Durch¬

führung der den Krankenkassen übertragenen Aufgaben. Die Zulassung der

Lrsatzkassen hindert nicht nur die Träger der Krankenversicherung an einem

Ausbau ihrer segensreichen 'Idtigkcit, sondern fördert in hohem Maße

egoistische Bestrebungen einzlner Gruppen im Wirtschaftsleben. Die von den

Ersatzkassen unJ einzelnen fa-.eien des Reichstages gcfordc-te berufsstän¬

dische Gliederung der Krankenversicherung wäre gleichbedeutend mit der

Zertrümmerung der heutigen K'ankenversicnerung und der Zerstörung jähr-
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zcJ-atetaazer Kulturarbeit, ©fcr; auch rrr «niirrrd zle.ch«ertize* dafür za

biete«. Zudem beweisen an .«xhli.n_sa.a«_# hohe Ver waKjnzsaosiabei. und

tcrias« Letezanre« sowoM der Benifsariaatsatieiie« anzeettederte« als aach

der ..freien** fr «atakassen, daß dk Crsaftzkasse ein zznal.ch *nsee_saete* and

veraltete*, ia K?iade*a w_w_«:al wirteades V.r*ic_-«r«a_Er\urmat darstellt.

Der 2H Deutsche Kra**e.ika*ae*taz »ordert daher tm der Qesetzzebanf

wettest_.e_.eade.. ar*a«is»-_»r..-be« Ziisan-menscbluB. Wicht aur Ablehnt»»

alter Heszrebeoee« *•* Zalaviur» weiterer gMatzkassea und Erwritcraa» der

Rechte der Frs3.7.».as*e... sondern TortfaH jeder rrsatzrersicherunz ist aa-

»esichts der Not der Zeit teb.teu. .Nur durch die Umwandlung der Rrsatz-

kasun io ZuschttOkasnea «aar. dz* tcrb_la»ais»al.e* feite« der zerseteeade«

latiskelt der Er*aU_lu_*eea tk«cjiKt werden."

b> ,Zaa Ab-_au der Ver»lcütsruotUcUtua«ea_

Die untebecr.- Mot *«• l^r« «md Volk svteft aa stoea_»ter Snaru«-

keit aaf allen Gcl-ieten. bav «laB *-*» »eilen (ur die Sozialversicherung dt«

«ater Vereinlachmz w Verwalten». Verfahren and OrganisaHo« mit dna «e-

rtecate« MUleia dt» bodMten U-Slaa*scra_l sa erretckea hat. Kit Kat-

tcfuedenheit aber wendet sich der 28. Deutsche rrankenkassenta» da»e»e«.

die Kosten 6tr Sozial rers-cherna« «• s-em-.nder» durch einen Abbae der

Leisten«:« Diese Bestreb«-.»«* sind trotef alte« Umstanden abx«.leimen, da

«ia *ine" Oeauadfca» der W«ts__aa.t darch Raubt** an der Vo_J_sses_u_dl_ett

herbeizuführen trachten Ein Unterfa*»en. das frBner oder softer sich an der

Wirtschaft rächen m»**. Jede wesentliche Minderun» auch der Barteistua»

bedeutet z«dc_u a*r. dad ein Teil der lösten der Sozfalver»iche/»nz der

OUeatüJu-n r_.rso.ze zazrachob'fl wird.

Der 28 Deutsche Krankenkasse»!»» warot deshalb Insbesondere dea Qe-

setzzeber *or Jeder Herabminderon» der Leistanzea. betont rielmehr Ikre

Aaaccszaltanz nach Mad»ab« tlt* vorhandenen Kr-ifte."

Ueber die ..Wiederaufnahme der soztalhygie-

¦ IschenArbeiten" berichtete Prof. Dr. Q r o t. a h n - Berlin:

Die Finanzen der Krankenkasse« haben sich nach der Stabili¬

sierung unserer Währung erholt, wenn sie auch noch keineswegs

die alte Leistungsfähigkeit wiedererlangt haben. EKe Einbezie¬

hung der ra_nf_.enm.tgl.eder in die Wohltaten der Krankenver¬

sicherung sollte möglichst allgemein durchgeführt werden.

Wichtig ist auch die Verschickung leicht Erkrankter in Helme

und Kuranstalten. Wichtiger aber ist doch immer noch eine

großzügige Oewährung von Krankenhausanfenthalt Jede Spar¬

samkeit nach dieser Richtung hin wäre falsch, da zahlreiche

chronisch Erkrankte nicht nur wegen der besseren Behandlung,

sondern* auch vom Standpunkte des Hygienikers aus gesehen,

oder zur Verhütung der WeiteTverbreittmg solcher Krankheiten,

namentlich der Tuberkulose, im Krankenhanse ungleich besser

aufgehoben sind als in Ihren Wohnungen. Wünschenswert ist

lerner. daß die Kassen die Gewährung von Milch an ihre Mit¬

glieder wieder aufnehmen. Auch ein BelehrungsfeWzug mittels

hygienischer Merkblätter, am besten von einer Zentrale ans ge¬

leitet und verbreitet sollte im großen Maßstabe von den Kranken¬

kassen in die Wege geleitet werden. Endlich müssen die Träger

der Krankenversicherung durch die hoffentlich bald kommende

Reform der Versicherungsgesetzgebung unter Erhaltung der

Selbstverwaltung vereinheitlicht nnd mit den Kommunalverwal-

tungen und den Trägern der Invalidenversicherung in eine engere

Verbindung gebracht werden. Erst dann können die Kranken¬

kassen mit dem nötigen Nachdruck sozial-hygienische Fürsorge

im Anschluß an die Pürsorgesteften der Gemeinde, die Landes-

versichcrungsanstalten und die Wohlfahrtsetnrichtungen der gro¬

ßen sozial-hygienischen Verbinde treiben. Bis zn einer solchen

Regelung empfiehlt es sich für* die Krankenkassen, mit diesen

Instanzen Arbeitsgemeinschaften zur Verfolgung sozial-hygie¬

nischer Zwecke einzugehen.

Daran schloß sich ein zweiter Bericht von Direktor Albert

Cohn-BerOn über die Wege, die zur Wiederauf¬

nahme der sozial-hygienischen Arbeiten füh¬

ren. Redner rückte vor allen Dingen die Bekämpfung der Tu¬

berkulose und der Geschlechtskrankheiten in den Vordergrund

seiner Ausführungen. Das Wertvollste, was wir besitzen, ist der

Mensch. Ihn möglichst gesund und kräftig zu erhalten, muß

unsere wichtigste, heiligste Aufgabe sein. Auf diesem Gebiet

kann und darf nicht gespart werden. In der Gesundheitsfürsorge

muß die Arbeit unverkürzt fortgesetzt werden, damit die Er¬

haltung der Arbeitskräfte gewährleistet werde. Die Kranken¬

kassen müssen auch auf dem Gebiet der Wohnungsfürsorge vor¬

angehen, da ohne Gesundung des Wohnungswesens keine Ge¬

sundung des Volkskörptrs erfolgen kann. Besondere Bedeutung

muß der Belehrung der Bevölkerung zugewandt werden. Die

Arbeiter, der sozial-hygienischen Fachverbände weisen hierzu

die richtigen Wege. Der Redner wandte sich gegen die Ver¬

teuerung der wichtigsten Lebensmittel, wie sie dnreh die Korn¬

zölle erfolgen würde. Von einer Uebertragung der sozial-hygie¬

nischen Arbeiten von den Krankenkassen auf die öffentliche Für¬

sorge verspricht er sich keinen Erfolg. Die Wirtschaft sei zur

UcbenuÜMM der Kosten für die Versorgung der Erwerbs¬

unfähigen immer noch eher imstande als die in Stadt und Ge¬

meinde organisierten Allgemeinheiten. Mit den Worten „Heraus

aus dem Elend, heran an das Licht, gebt Kraft unserem Volke

zum Leben" schloß der Redner seine hochinteressanten Aus¬

führungen.
Generaloberarzt a. D. Dr. Heim redete der Tuberkulose¬

bekämpfung das Wort. Prof. Dr. W 1 c h m a n n - Hamburg wies

auf die Fürsorge für da mit Erbsvphilis Behafteten hin. Wichtig

sei auch die Einrichtung vo« Sexualöcratunggsteflen. wie sie in

Hamburg durchgeführt sind. Prof. Dr. Rott-Berlin erklärte
für die Arbeitsgemeinschaft sozial-hygienischer Fachverbände die

Bereitwilligkeit zur Zusammenarbeit mit dea Krankenkassen aut

diesem Gebiet In den Vordergrund seiner Ausführungen stellte
der Redner die Fürsorge ftr die Säuglinge und Kleinkind-,
Frau Schloßmann-Düsseldorf wünschte einen Ausbau der

Versicherung besonders für die Hausfrauen. Bei Erkrankungen
der Hausfrau muß in großem Umfange eine geregelte Haus-

pflege einsetzen.

Einstimmig nahm darauf die Versammlung eine Entschlie¬

ßung an. die eine Wiederaufnahme der sozial-hygienischen Ar¬

beiten fordert. Von vornherein muß dabei planmäßig und nach

den Grundsätzen größter Wirtschaftlichkeit vorgegangen werder.
Die Fami.ienkrankenhilfe ist die wichtigste sozial-hygienische
Maßnahme, die die Kasse gegenwärtig überhaupt treffen kann.

Eine Zentralstelle für eine großzügige Belehrung und Aufklärung
der Kassenrnitglieder muß eingerichtet werden.

In die Behandlung des nächsten Tagesordnungspunktes
„W irtschaftliche Behandlungsweise" teilten sich

die Herren Chefarzt Dr. med. V r vi 1-Berlin und Direktor

Dr. med. Knaack- Hamburg. Dr. Pryll betonte, daß die wirt¬

schaftliche Behandlungsweise ziemlich das schwierigste Gebiet
der Krankenversicherung darstelle. Dr. Knaack erläuterte die

Notwendigkeit der wirtschaftlichen Behandlungsweise vom Stand¬

punkt des praktischen Arztes aus.

Eine Entschließung im Sinne der Vortragenden wurde ein¬

stimmig angenommen.

Der zweite Tag brachte als wichtigstes Ereignis den Vor¬

trag des Geschäftsführers des llauptverbandes deutscher Kranken¬
kassen Lehmann über die Aerztefrage. Der Vortragende
führte aus. die Aerztefrage sei nicht nur ein Spezialprobiem der

Ver sichern ngstechuik, sondern ein Teflprobiem der allgemeinen
sozialen Bewegung. Auf dem Aerztetag in Bremen habe man

versucht, der Aerztefrage eine politische Färbung zn geben, um

damit den Krankenkassen zu unterschieben, daß sie aus partei¬
politischen Erwägungen gegen die Äerzte vorgehen. Das heißt

denn doch die Dinge aus der Froschperspektive' betrachten.

Richtig ist es, daß die Äerzte in de« letzten Jahren proletartslert
worden sind. Sie haben sich aber nicht eingereiht fn die Reihen
der Handarbeiter, sondern werden geistig beeinflußt von den
wirtschaftlich vernichteten Mittelschichten. Aus diesem Fest¬
halten an einer alten Tradition erklärt sich die Schärfe des

Kampfes, den wir bedauern. Trotz alledem muß erklärt werden,
daß die Krankenversicherung nicht durchzuführen ist ohne die

Äerzte. Die gegenwärtige Zuspitzung des Kampfes beruht auf

den unhaltbaren wirtschaftlichen Zuständen. Wenn die Äerzte
in Bremen behauptet haben, daß sie die Krankenversicherung
gerettet hätten, so ist das eine Selbsttäuschung, die aus agita¬
torischen Gründen erklärlich ist Bedauerlich ist. daß dia

Aerzteorganisation dit überzähligen Äerzte auf Kosten der

Krankenversicherung über Wasser haften will Damit droht
die Krankenversicherung zu einem Instrument der Ausbeutung
der minderbemittelten Schichten zugunsten der Äerzte zu

werden. Dagegen müssen «ich die Krankenkassen wehren. Daß

die Äerzte die Einführung der FamilienVersicherung abhängig
machen von einer Begrenzung des VersichertenkreiSes und der

gesetzlichen Festlegung der organisierten freien Arztwahl, sei

eine nicht mehr zu steigernde Verständnislosigkeit. Die Dema¬

gogie der ärztlichen Führer werde am besten beleuchtet durch

die Tatsache, daß sie zur gleichen Zeit, zu der sie in der Oeffent¬
lichkeit den Ruf nach der organisierten freien Arztwahl erheben.
Im Reichsausschuß für Äerzte und Krankenkassen zugegeben
haben, daß die organisierte freie Arztwahl jetzt nicht mehr durch¬
zuführen ist. Damit hat sich die Aerzteorganisation selbst ge¬

richtet. Der Redner ging dann auf die Geschichte des großen
Aerztcstreiks im Dezember 1923 ein. Die Verordnungen des
Reichsarbeitsministers vom 30. Oktober 1923, die die Veran¬

lassung zum Aerztestreik bildeten, waren eine Einladung des

Reichsarbeitsministers an die Aerzie, die Tätigkeit einzustellen
und so der Krankenversicherung das einzige Rettungsmittel an

die Hand zu geben, das unter den derzeitigen Umständen die

Versicherung retten konnte, die Ablösung der Sachleistungen
durch die Barleistungen. Die Äerzte waren so freundlich, der

Einladung Folge zu leisten. Sie haben dadurch tatsächlich die

Krankenversicherung gerettet Trotzdem muß geprüft werden.
wie weit die Äerzte rechtlich dazu berechtigt waren. Die Äerzte

haben später selbst zugegeben, daß sie den Streik rechtlich nicht

hätten beginnen dürien. Jetzt ist der Kampf in den Reichsaus¬
schuß verlegt worden, der vom Reichsarbeitsminister als eine

Zwangsarbeitsgenossenschaft betrachtet wird. Leider sind die

Verfügungen so unklar, daß eine Klärung der Rechtslage trotz

eifrigsten Bemühens bislang nicht möglicit war. Immerhin hat

der Reichsausschuß einige produktive Arbeit geleistet. Daß es

nicht zu einer Festsetzung der Honorare gekommen sei. ist ein

Mangel, der auf die eigentümliche Honorarfestsetzung durch den

preußischen Minister für Volkswohlfahrt (Zuruf: Aerztewohl-

fahrt!) zurückzuführen sei. Redner möchte den Vorwurf ab-
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lehnen, daß der preußische Minister parteiisch gehandelt habe.

j,, ii hat er in diesem Falle seine Aufgaben verkannt. Wenn

man berücksichtige, daß die Ausgaben der Kassen für den ein¬

zelnen Patienten sich seit 1913 verdoppelt haben, wäre eine Her¬

absetzung der Honorare auf die Hälfte erforderlich gewesen,

n die Friedensvertoältnlsse wieder herbeizuführen. Der preu-

isjhe Minister hat Ja auch inzwischen seinen Fehler wenigstens

etwas korrigiert Die Kassen müssen nach Auswegen suchen,

wie die ärztlichen Honorare anf ein erträgliches Maß. das mit

»uii Kasseneinnahmen in Einklang steht gebracht werden können.

Redtier begrüßt die Einrichtung von Ambulatorien, wie sie von

verschiedenen Kassen durchgeführt sind, als einen Weg dazu.

Das scheint die einzige Möglichkeit zu sein, ohne Schädigung der

Versicherten die Lasten der Sozialversicherung erträglich zu

gestalten. Der Redner geht dann auf die Verhältnisse in Meck¬

lenburg ein. wo der Kampf mit den übelsten Mitteln geführt

worden sei. Er bedauert, daß eine Beleidigungsklage der Äerzte

in Schwerin, die gegen ihn eingebracht worden sei. vom Gericht

nicht durchgeführt wurde, well ihm dadurch dfe Gelegenheit ge¬

nommen worden sei. gerichtsnotorisch zu belegen, wie dort die

Äerzte gegen die Volksgesundheit aus rein materiellen Inter¬

essen gehandelt haben. Allerdings sei zuzugestehen, daß nicht

alle Äerzte ihre hohen Aufgaben vergessen haben. Die Kranken¬

versicherung habe nicht die Aufgabe, sich mit inren wichtigsten

Mitarbeitern herumzustreiten. Er bedauere, daß die ärztliche

Organisation mit ihrer Macht nichts besseres anzufangen wisse.

als einen unsozialen zerstörenden Kampf zu führen. Das Ziel

der Krankenkassen sei. gemeinsam mit einer sozial eingestellten
Aerzteschaft an dem Wiederaufbau und der Hebung der Volks¬

gesundheit zu arbeiten.

In der Aussprache wies Rechtsanwalt Dr. Nürnberger-
Niirnberg darauf hin. daß dort wo die Möglichkeit nicht be¬

stände. Kassenambulatorien einzurichten, das Vertrauensarzt-

system ausgebaut werden müsse.

Zur Frage der Erwerbslosenfürsorge wurde eine

Entschließung angenommen, die sich gegen die erschwerenden

Verordnungen wendet, die den Krankenkassen beim Beitrags-

einztig und der Beirragsabführung der Erwerbslosenfürsorge auf¬

erlegt worden sind. Außerdem wird darauf hingewiesen, daß in¬

folge der völlig unzureichenden Erwerbslosenfürsorge die Kran¬

kenversicherten bestrebt sind, vor Aufnahme in die Erwerbslosen¬

fürsorge die Leistungen der Krankenversicherung in Anspruch
zu nehmen. Die Krankenkassen sind daher gezwungen, ihre

Beiträge wesentlich zu erhöhen, wenn nicht bald durch Ausge¬

staltung der Erwerbslosenfürsorge oder andere geeignete Maß¬

nahmen ihnen eine ausreichende Entlastung zuteil wird.

Der letzte Teil der Tagesordnung behandelte interne Ver-

bandsangelegenbeiteo. Unter anderem wurde der mit dem

Zentralverband der Angestellten abgeschlossene Reichstarif¬

vertrag ohne Aussprache widerspruchslos genehmigt. Der Sitz

des Haaptverbandes deutscher Krankenkassen wurde von Dres¬

den nach Berlin verlegt. Der langjährige Vorsitzende. Präsident

Fräßdorf, wurde zum Ehrenvorsitzenden ernannt. Auf Ein¬

ladung des Oberbürgermeisters von Düsseldorf und der Düssel¬

dorfer Krankenkassen soll die nächste Tagung in Düsseldorf

abgehalten werden.
Mit Worten des Dankes für die vorzügliche Aufnahme in

Hamburg schloß der neue Vorsitzende des Hauptverbandes,
Stadtrat Ahrens-Berlin, den 28. Deutschen Krankenkassentag.

Verwaltung.
Aenderungen der Gesetzgebung zur Sozialversicherung.

Der Reichstag hat am 31. Juli 1924 eine Reihe neuer Gesetze

zur Sozialversicherung beschlossen. Diese Gesetze sind, zum

Teil mit Ausführungsbestimmungen des Reichsarbeitsinmiste-

riums, im Reichsgesetzblatt Nr. 50 von diesem Jahr veröffent¬

licht. Es handelt sich um folgende Gesetze und Verordnungen.

1. Der § 1285 der Reichsversicherungsordnung hat folgende

rassung erhalten: „Der Reichszuschuß beträgt jährlich
4s Goldmark für jede Invaliden-, Witwen- und Witwerrente

und 24 Goldmark für Jede Waisenrente."

Diese Neuerung tritt mit dem 1. August 1924 in Kraft.

2. Ein Gesetz über Sonderzulagen in der Unfall-

Versicherung setzt vom I- Juli 1924 eine Sonderzulage von

15 Qoldmark monatlich zu jeder Rente für diejenigen fest, die

aus der Unfallversicherung eine Rente von Zweidrittel oder

mehr der Vollrente beziehen. Ist die Rente nach dem durch¬

schnittlichen Jahresarbeits verdienst eines land wirtschaftlichen

Arbeiters festgesetzt oder wird sie zu Lasten der Zweiganstalt
der Seeberufsgenossenschaft gewährt, so beträgt die Sonder¬

zulage 10 Goldmark monatlich.

Zu diesem Gesetz hat der Reichsarbeitsmirrster gleichfalls
am 31. Juli eine Verordnung zur Durchführung und eine zweite

Verordnung über die Ausdehnung der Zulagen in der Unfall¬

versicherung erlassen.

3. In umfassender Weise xegelt eine neue Verordnung des

keichsarbeitsministers vom 31. Juli 1924 die Sozialver¬

sicherung in bezug auf Elsaß-Lothringen. Diese
Regelung bezieht sich auf die Invaliden- und Hinterbliebenen¬
versicherung, auf die Uniallversicherung und auf die An-
gestelltenversicherungs

4. Neu geregelt ist die Gewährung der Wochenhilfe.
Dieses Gesetz führt an Stelle der früher auf Indexzahlen

beruhenden Sätze feste GoWmarkbeträge ein.
§ 195a der RVO. erhält danach mit Wirkung vom 1. August

1924 folgenden Wortlaut:
„Weibliche Versicherte, die in den letzten zwei Jahren vor

der Niederkunft mindestens zehn Monate hindurch, im letzten
Jahre vor der Niederkunft aber mindestens sechs Monate hin¬
durch auf Grund der Reichsversicherungsordnuii« oder bei dem
Reichsknappschaftsvereine gegen Krankheit versichert gewesen
sind, erhalten als Wochenhilfe:

1. ärztliche Behandlung, falls solche bei der Entbindung
oder bei Schwangerschaftsbeschwerden erforderlich wiri

2. einen einmaligen Bettrag zu den sonstigen Kosten der
Entbindung und bei Schwangerschaftsbeschwerden ia Höhe von

25 Ooldmark; findet eine Entbindung nicht statt, so smd als
Beitrag zu den Kosten bei Schwangerschaftsbeschwerden
6 Goldmark zu zahlen.

3. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes. ledoch
mindestens 50 Goldpfeuni« täglich für vier Wochen vor und
sechs zusammenhängende Wochen unmittelbar nach der Nieder¬
kunft Das Wochengeld für die ersten vier Wochen ist späte¬
stens mit dem Tage der Entbindung fällig.

4. so lange sie ihre Neugeborenen stillen, ein Stillgeld in
Höhe des halben Krankengeldes, jedoch mindestens 25 Oold-
ptemiig täglich bis zum Ablauf der zwölften Woche nach der
Niederkunft. Der Vorstand kann einen Höchstbetrag für das
tägliche Stillgeld festsetzen."

5. Die Verordnung über die Wahl der Beisitzer ia
den Ausschüssen, Kammern und Senaten für die

Angestelltenversicherung vom 28. Mai 1924 hat der
Reichsarbeitsminister am 31. Juli 1924 aufgehoben. Diese Auf¬

hebung ist-auf eine Interpellation zurückzuführen, die die sozial¬
demokratische Rcichstagsfraktion am 22. Juli eingebracht hat
(vgl „Der freie Angestellte". S.70 von diesem Jahr). Der
Reichsaibeitsministcr hatte nämlich unter mißbräuchlicher An¬

wendung der Ermächt-gungsverordnung eine von den Bestim¬
mungen des Versieherungsgesetzes für Angestellte abweichende
Verordnung über die Wahl der Beisitzer in die Spruchbehördeit
der Angestelltenversicherung erlassen. Es ist erfreulich, daß
der Reichsarbeitsminister seinen Irrtum eingesehen hat bevor
der Reichstag dazu Stellung nehmen konnte.

Gewerkschaftliches.
Kann den Krankenkasseuangesteilten während der Geltun.,

der PAV. ein Anrecht auf Ruhegehalt gewährt werden? Den

merkwürdigen Erlaß des preußischen Wohliahrtsministeriums
zur Frage der Ruhegehaltsberechttgumr während der Geftuu;
der PAV. haben wir bereits in Nr. 13 S. 56 der „VZ." veröffent¬

licht und besprochen. Das eigenartigste an diesem Eriaf ist.
daß er sowohl zu den Erlassen des Reichsarbeitsministers als

auch zu denen anderer Landesmw. isterien in offenbarem Wider¬

spruch steht. Wir haben den preußischen Wohliahrtsmm.ster
auf diesen Widerspruch in folgendem Schreiben vom 30. Juli 1924

hingewiesen:
An de« Herrn PreuBuchen Minister für Votkswo_.lfa.irt.

D e t r i f f t: Personalabbau bei de« Krankenkassen.

Sehr geehrter Herr Ministert

In einem Bescheide vom 24. Mai Itl. V. Nr. 1343 — haben Sie die Au

sieht vertreten, daß die Personalabbaaverordnung einer Assgestaltting der

Dienstordnungen nicht entgegenstehe. Diese Ansiebt teilen wir durchaus. In

demselben Erlaß fähren Sie aber im letzten Absatz aus. dafl, solange die

Einstellungssperrc des Art. 7 des PAV. besteht, weder Angestellte mit An¬

recht anf Ruhegehalt In den Kassendienst eingestellt, noch Anrecht aut Ruhe¬

gehalt den schon vorhandenen Angestellten eingeräumt werden dürfe. Sie

meinen weiter, dafl von dieser durch die PAV. bedingten Regelung keine Aus¬

nahmen zugelassea werden können.

Anf die nach unserer Ansicht sehr zweifelhafte Präge, ob die Verleihung

einer Planstelle im Sinne des Art. 7 der PAV. mit der Einräumung des An¬

rechts auf Ruhegehalt gleichgesetzt werden kaun. soli in diesem Zusammen¬

hange nich» eiiu-_._ni-j.fii werden. Geht man aber einmal von der Richtigkeit

dieser Ansicht aus, so mufl Ihre weitere Polgerung daraus, dafl Ausnahmen

von diesem Grundsatz nicht zugelassen werden können, den schärfsten Wider¬

spruch der Kassenangestellten herauslordern.

l!s ist nicht einzusehen, warum solche Ausnahmen, die bei Reicbsbeamten

. aiviiücklicU vorgesehen sind, nicht auch bei den Ang< stellten der Sozial-

verMcheruni.st.5ger zugelassen werden sollen. Die gä»izliche Unierbindung

«-clchcr Ausnahmen ist besonders befremdend, wenn man bedenkt, daß die

Versicherungsträger Selbstverwaltungskörpcr sn;d und schon der Eingriff der

PAV. als solche: kaum noch mit dem Wesen dieser Versicherungsträger In

Einklang gebracht werden k_>nn. Noch unverständlicher ist es, daß die PAV.

noch erheblich scharfer auf diese Versicherungsträger angewandt werden soll

als »ui die übrigen behördlichen Verwaltungen.

Sodann steht dieser Bescheid in Widerspruch sowohl zu den Aasföh-

ruBgsbestiniinungen und den Bescheiden de» Herrn Rcichsarbeit .min^ters fc'l

3uch zn den Erlassen anderer Ministerien.



68 Volkstumliche Zfcit5C-ir.fi samtc Sozialversicherung Nr. 15 — 1 ;4

oder

ich

nicht v c r•

der Berufs-

I i n

f s

fn n eres

21. Juni d. J.

ond

fuhrt

A n

Anrecht

bei.

auf

nicht

nicht

Der Herr Reichscrbeitsmtnistcr sieht fiir seinen Zuständigkeitsbereich

auSdrUklich die Möglichkeit einer Gewahrung der Rubcgebaltsbercchtigung

vor. Kr macht lie nur von seiner Zustimmung abhängig (vgl. 1 Abs. 5 seiner

Autfiihruncshestimmuftgen. vom 27. März 1924). Nach ber Ansicht des Herrn

ktKh«arbc_tsn.n»acrs. die uohl für die Auflegung* der Bestimmungen dtr

PAV. aathentreh ist, ist ilso auch während der Geltung dieser Verordnung

eine tinrAuiming der Ruhegeha.tsbcrccUtigung zolüfttl.

In einem Schriftwechsel, den unser Verband mit dem Herrn Ret<-hs-

arbeitsmmister gefuhrt hat. kufcert rr sich in einem Bescheide vom 1. Mira

d. J. in folgender Weise:

Ich bemerke Jedoch ausdrücklich, daß die in Frage stehenden Be«;

Stimmungen nur för eine Ueb?rgnng5.zeit Oeltung haben tollen. Sie werden

Dich Artikel 17 | 4 letzter S-iia PAV. aufgehoben werden, sobald der Abbau

durchgeführt ist. Pur dic Utbergangszcit werden die Bcrnfsgenossenschnften

in den Fallen, wo die Ruhcgehaltsberec.htigung nach den Tarifverträgen

Dienstordnungen eintretet soll, entsprechende Anträge mir volleren;

werde diesen Anträgen meine Genehmigung

sagen, sofern die finanzielle Lage

genossenschaft nicht ausnahmsweise datii zwingt.

Eine Schädigung der Angestellten der Bern

genossenschaften ist sonach rieht zu befürchten."

*ine Abschrift des ganzen Erlasset fügen wir in der Anlage bei.

Auch dieser Bescheid steht in unverträglichem Widerspruch mit Ihrem

Schreibe« vom 24. Mai d. J.

Ebenso ist Ctr thüringische Minister för

Wirtschaft anderer Ansicht. In einem Erlaß vom

er aus:

Die Entscheidung über die Verlängerung des Dienstverhältnisses,

nach Vollendung des 65. Lebensjahres (Art. I VI Abs. 3 PAV.) hat sich der

Herr Reichsarbeitsmiaister vorbehalten, ebenso über die Anstcl-

lang eines b i s h e rmn j c h t ruhegehaltsfähigen

stellten aaf Lebenszeit oder wenn ihm ein

Ruhegehalt gewährt wird."

Auch von diesem Erlaß fügen wir in der Anlage eine Abschrift

Es scheint danach bei den Reichs- urd Landesbehörden eine weitgehende

Übereinstimmung dahin zu bestehen, daß dir Oewährung der Ruhegchalts-

berechtigung auch vuhrend der OcItMl der PAV. erfolgen kann und daß sie

pur vun der Zustimmung der obersten Landesbehörde abhängig gemacht

werden darf. Wie diese Einschränkung loyaler* eise zu. handhaben ist, ergibt

sich weiter aus dem Bescheid des Herrn Reichsarbeits-ministcrs vom 1. März

1924. m dem dieser ausdrücklich erkürt, „er werde die Genehmigung

versagen. «ofern dic finanzielle Lage der Berufsgenossenschaften ihn

ausnahmsweise dazu zwingt."

Danach dürfte es unerträglich sein, daß för dic preußischen

KrankcnkassenangesteMcn die PAV. in einer anderen Weise zur

führung gebracht wird als im Reich und den übrigen Ländern

ungerechte Behandlung eines Teils der Angestellten dtr

dürfte sicherlich auch nicht in Ihrem Willen liegen.

Wir erlauben uns daher, Sic auf diesen Widerspruch zwischen ihrem

scheid und denen anderer BcLörden hinzuweisen und Sie zu bitten. Ihren

Standpunkt einer erneuten Prüfung zu unterziehen.

Wir wären för eine baldige Mitteilung dankbar, fu we!c!m»i Tsg&mH

diese Prüfung gffiihrt hat.

hochachtungsvoll

Zentralverband der Angestellten.

Der Vorstand, gez.: Brenke.

I:s Werbt abzuwarten, ob der preußische WohHahrtsrninister

einsieht, daß ihn sein Gehslfe Scbeidt aui einen Holzweg ge*

führt hat und ob er den Mut zur Umkehr besitzt.

Allgemeinverbindlichkeitserklärung der Tarifnachträge für

Bcrul£genossenscbaftsangesteUte. Von der Rcichsarbeits-

vcrwaltung geht uns soeben die Mitteilung zu daß der 2. und

3. Nachtrag zum Tartfübereinkommen für die berufsgenossen-

schaftlichen Angesteliten am 28. Juli 1924 für allgemein verbind¬

lich erklärt ist. Diese AUgemcinverbindlichkeit hat die Rechis-

wirkung. daß der Tarifvertrag nicht nur für die am Tarifvertrag

unmittelbar Beteiligten, sondern für alle Arbentgeber und Arbeit¬

nehmer innerhalb seines Geltungsbereichs bindend ist.

Bezirkstarifvertrag für die Ruhrknappschaltsangestelften.

Nach Abschluß des Rcichstarifvertrages haben unsere Bochumer

Mitglieder sofort bezirkliebe Tarifverhandlungen aufgenommen.

Diese Verhandlungen haben auch zu einer Einigung geführt.

Der Beziirkstarifvertrag ist bereits abgeschlossen. Kr ist auch

unseren Ortsgruppen durch Rundschreiben mitgeteilt worden.

Dieser Bezirkstarifvertrag schließt sich im wesentlichen an die

als Richtlinien geltenden Bestimmungen des Reichstarifvertrages

über dric Regelung der Beziige an. Die Urlaubsregelung soll

«ich nach den für die Reichsbeamten jeweils geltenden Bestim¬

mungen richten. Hur dieses Urlatrbsjahr ist eine besondere

Regelung getroffen.

Gayfacügruppe Niedersachsen. Am 5. Juli fand in Celle eine

Gaufachkonferenz statt. Kollege Kleeis-Ascherslcben hielt einen

lehrreichen Vortrag über „Die Neuerungen in der Sozialver¬

sicherung*4. Ueber den Stand der bezirklichen Tarifverhand-

lungen berichtete Kollege Kühne.

Die Pensionskasse des ZdA.

Unser Verband hat neben seinen anderen Unterstützungscin-

richtungen, die allen Mitgliedern zugute kommen, für die Mit¬

glieder, die hierfür besondere Beiträge leisten, eine Invaliden-,

Alters-, Witwen- und Waisenunterstützung (Pensionskasse) ge¬

schaffen. Diese Kasse hat gegenüber dem etwaigen Abschluß

Durch-

Eine solche

Versicherungsträger

Be.

einer Pensionsversicherung bcl einer Versicherungsgesellschaft
den Vorzug größerer Billigkeit und Sicherheit.

Nachstehend wollen wir die Richtigkeit unserer Behauptung
an einigen wenigen Beispielen zeigen, bei denen wir die
Tabelle P II der „Allianz14, also einer der leistungsfähigsten Ver¬

sicherungsgesellschaften, herangezogen haben.

Tabelle I.

Jahresprämie für eine jährliche Altersrente von 1250,— Mk.
(fällig nach Vollendung des 65. Lebensjahres).

Eintrittsalter
JahresDrämie

ZdA Allianz

Mk. Mk.

25 90 355

40 90 643

Tabelle 11.

Höhe der Altersrente bei gleichem Prämienaufwand.

Eintrittsalter

¦ ¦ ¦¦
»

¦ ¦ '

Jahresprämie
Altersrente

'

ZdA. f Allianz

25
40
45

Mk.

90

90

120

Mk.

1250
1250
1 100

Mk.

316
175
180

Tabelle III.

Höhe der Invalidenrente bei gleichem Prämienaufwand.

a) ZdA.

Eintritts-
a ter

Jahres-
prärr.ie

Beginn des Pensionshezugs im Alter

ÄO 35 40 <S 50 •'S lf

25

3)

35

40

45

50

Mk.

90
90

90

90

120
120

Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk.

750 850 1000 1100 1250 1250
—- 750 850j1000 1100 1250
— — 750 850 1000 1100

— 750 850 1000
— — — 750 850

h I
itlr

125')

12. >

1250
nou
10»»

850

b) Allianz.

Eintritts¬
t

•

Jahres¬
prämie

Be inn des Pensionsbezugs im Alter

alter | .0 j 35 4« j 45 50 j (S j *

25

30

35
40

45

50

Mk.

90

90
90

90

120
120

Mk. Mk. Mk. Mk. Mk. Mk.

316 316 316 316 316 316

264 264 264 264 264
— — 220 220 220 220
— — — 175 175 175

— — — 180 180

132
1

316

264

220
175

180
132

Tabelle IV.

Qesamtprämienaufwand bis zum Beginn des Pensionsbezu*. &.

Eintrittsalter
be .inn des

Pemionsbezugsi Jahrespension
(jcsam.pramienaj.wand

i

Im Alter ZdA. Allianz

Mk. Mk. Mk.

25 45 1 100 1800 6 257

25 65 1250 3600 14 220

30 45 1000 1350 5119

30 65 1250 3150 14 930

35 50 • 1000 1350 6103

35 65 1250 2700 15259

40 55 1000 1350 7 717

40 65 1250 2250 16 078

. 45 55 850 1200 5630

45 65 1100 2400 14573

50 60 850 1200 7690

50 65 1000 1800 13571

55
.

65 850 1500 11379

Schon heute zählt unsere Pensionskasse viele Tausende von

Anteilen. Jedes Mitglied handelt nur in seinem Interesse, wenn

es unserer Pensionskasse ebenfalls beitritt.
1 '

T
' '
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Hortnerin.

In dem hier neu zu eröffnenden städtischen Kinderheim ist

die Stell« einer staatlich geprüften Hortnerin sofort zu be¬

setzen. Die Anstellung erfolgt auf Privat^ienstvertrag, die Be¬

soldung nach Gruppe V des Tarifs für Angestellte.

Bewerbungen mit selbstgeschriebenem Lebenslauf und

Zeugnisabschriften sind bis 16. August 1924 hier einzureichen.

Altenburg (Thür.). den 1. August 1924.

Der Stadtdirektor (Pcrsonalamt).
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